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Gesprengte Gleise in Dagestan, zerbombtes
R U S S L A N D

Wankender
Vorposten

Der nördliche Kaukasus, den Präsident
Wladimir Putin in der vorigen Woche

besuchte, wird mehr und mehr zur Krisen-
region, erschüttert von Terroranschlägen
und Aufstandsbewegungen. Am Montag
explodierte im Regierungsgebäude in Gros-
ny während einer Kabinettssitzung der von
Moskau eingesetzten tschetschenischen
Verwaltung eine Bombe. Die mächtige
Detonation im ersten Stockwerk in unmit-
telbarer Nähe des Sitzungssaals riss ein
d e r  s p i e g e l 3 7 / 2 0 0 1
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klaffendes Loch in die Stirnseite des Be-
tonklotzes, tötete eine Reinigungskraft und
verletzte fünf Menschen. Zu dem Anschlag

gegen die so genannten Na-
tional-Verräter haben sich
die im Untergrund tätigen
muslimischen Separatisten
bekannt. Auch in Nach-
barrepubliken Tschetsche-
niens, die zu den ärmsten
Russlands zählen, schlagen
mit den dortigen Rebellen
verbündete Islamisten zu-
nehmend den Weg des Ter-
rorismus ein. In Dages-
tan sprengten Untergrund-
kämpfer am 29. August die
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Unberührbarer Chirac
Acht Monate vor den Präsident-

schaftswahlen hat sich im Elysée-
Palast Siegeszuversicht eingestellt.
Lange Zeit hatten Jacques Chirac und
seine Berater gefürchtet, die zahlrei-
chen Korruptionsaffären um den Staats-
chef könnten wie „schleichendes Gift“
wirken und die Integrität des um seine
Wiederwahl kämpfenden Amtsinhabers
in Frage stellen. Nun ist der Präsident
unerwartet seinen hartnäckigsten
Verfolger losgeworden: Dem Untersu-
chungsrichter Eric Halphen, der seit
sieben Jahren wegen illegaler Schmier-
geldzahlungen an die Gaullistenpartei
RPR ermittelt, wurde der Fall entzogen.
Das Berufungsgericht in Paris hielt Hal-
phen vorige Woche gravierende Verfah-
rensfehler vor und erklärte einen Teil
seiner Ermittlungsergebnisse für nicht
verwertbar. Dazu gehören ausgerechnet
die stärksten Beweisstücke, die der Un-
tersuchungsrichter in den letzten zwei
Jahren gegen Chirac zusammengetragen

hatte, darunter auch
das postume Video-
geständnis des Spen-
densammlers Jean-
Claude Méry. Alle In-
dizien sprächen
dafür, so die Schluss-
folgerung von Hal-
phen, dass „Jacques
Chirac als Urheber
oder als Komplize an
der Ausführung der
Straftaten beteiligt
gewesen sein könn-
te“. Dieser Bescheid
ist einstweilen annul-
liert; ein neuer Un-
tersuchungsrichter
muss die Akte Chirac
übernehmen und die
Ermittlungen weiter-
führen. Der Rück-
schlag der Justiz
führt dazu, dass vor
den Wahlen im Mai
2002, bei denen wohl
auch der sozialisti-
sche Premier Lionel
Jospin als Kandidat
antreten wird, die
Untersuchungen ge-

gen den Präsidenten kaum abgeschlos-
sen werden können. Chirac ist zwar
juristisch noch lange nicht aus der
Klemme. Aber der unverhoffte Zeitge-
winn könnte ihm Gelegenheit geben,
die Korruptionsvorwürfe aus dem
Wahlkampf herauszuhalten und sich als
verfolgte Unschuld darzustellen. 

Präsident Chirac
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Beschränkter Horizont
Königin Margrethe II. hat wenige

Wochen vor den Wahlen erneut Sor-
ge über die zunehmende Fremdenfeind-
lichkeit in ihrem Land und die mangelnde
Bereitschaft zur Integration von Einwan-
derern erkennen lassen. Die Monarchin
bezeichnete ihr Volk als eine Art „Dorf-
gemeinschaft“, die „gute und schlechte“
Seiten habe. „Die Leute kennen sich, sind
gegenseitig leicht erreichbar und verste-
hen sich“, nannte die Königin als positive
Eigenschaften. Das Risiko eines solchen
Lebensgefühls in einem so überschauba-
ren Kollektiv („Jeder weiß, was der Nach-
bar tut und was er nicht tut“) sei aller-
dings ein „ziemlich beschränkter Hori-
zont“, so Margrethe II. Das dänische
Staatsoberhaupt, das sich laut Verfassung
nicht zu politischen Fragen äußern darf,
hatte bereits anlässlich ihres 60. Geburts-
tags im Frühjahr vorigen Jahres ihre
Landsleute davor gewarnt, sich zu einer
verschworenen Gemeinschaft gegen alles
Fremde zu entwickeln; im Vorfeld des
Besuchs von Bundespräsident Johannes
Rau bekräftigte die Monarchin ihre Be-
fürchtungen. „Ich denke nicht, dass sich
die Situation bei uns in den letzten zwei
oder drei Jahren drastisch verbessert 
hat.“ Die Sorge der Regentin ist berech-
tigt. Im Vorfeld der Wahlen, die turnus-
mäßig spätestens im März anstehen, aber
schon vorab im Herbst stattfinden könn-
ten, spielt die Ausländerpolitik eine
zentrale Rolle. Nach dem Aufschwung 
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Regierungsgebäude in Grosny
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aus Aserbaidschan nach Russland
führende Ölpipeline. Am vergange-
nen Dienstag zerstörte ein Zehn-
Kilo-Sprengsatz nahe der dagestani-
schen Hauptstadt Machatschkala die
zentrale Bahnlinie der Kaukasus-
republik. Die Anschläge waren be-
gleitet von Aufrufen im Internet zum
Kampf „gegen Moskau und seine Sa-
telliten“. In Dagestan, das als Russ-
lands „Vorposten“ („Prawda“) im
Kaukasus gilt, waren in den letzten
Monaten massenhaft Flugschriften
aufgetaucht, die zum „heiligen
Krieg“ riefen. In der Republik Ingu-
schien planen Anhänger des im Un-
tergrund lebenden Tschetschenen-
Königin Margrethe, Prinz Henrik 
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Präsidenten Aslan Maschadow für
den 15. September einen „Tsche-
tschenischen Nationalkongress“. At-
tentate und Unruhen fürchten russi-
sche Sicherheitsexperten auch in der
Bergrepublik Karatschai-Tscherkes-
sien. Dort hat das Innenministerium
in den vergangenen Wochen bei
umfangreichen Razzien gegen isla-
mistische Organisationen 22 Extre-
misten festgenommen. Insgesamt
zählen die zuständigen Behörden
dort mehrere hundert militante Got-
teskrieger, von denen rund 50 in
Tschetschenien in Lagern des be-
rüchtigten jordanischen Guerrilla-
führers Chattab ausgebildet wurden.
d e r  s p i e g e l 3 7 / 2 0 0
T Ü R K E I

Folter und Misshandlungen
beim EU-Kandidaten

Während die Regierung in Ankara in ihrem
jüngsten „Europa-Fahrplan“ eine nachhaltige

Verbesserung der Menschenrechtslage versprach,
geht die türkische Justiz schärfer denn je gegen Re-
gimekritiker vor: Nach einem Bericht des Men-
schenrechtsvereins IHD forderten türkische Staats-
anwälte im vergangenen Halbjahr für 1519 Ange-
klagte in Meinungs- und Pressedelikten Haftstrafen
von insgesamt 3125 Jahren – viermal so viel wie im
ersten Halbjahr 2000, fast zehnmal so viel wie 1999.
Auch die Zahl der Foltervorwürfe gegen die
Sicherheitskräfte hat deutlich zugenommen, seit An-
kara vor knapp zwei Jahren zum EU-Kandidaten 
ernannt wurde: 435 Untersuchungshäftlinge erstatte-
ten in den vergangenen sechs Monaten Anzeige we-
gen Misshandlungen in Polizeigewahrsam, im Vor-
jahr waren es im gleichen Zeitraum 263. Weder das
türkische Parlament noch Justiz und Verwaltung er-
füllten die im Programm zur „Beitrittspartner-
schaft“ gegebenen Versprechen, beklagte IHD-Prä-
sident Hüsnü Öndül: Die Zahl der Menschenrechts-
verletzungen nehme „mit Höchstgeschwindigkeit“
zu. Auch Amnesty International setzte sich mit ei-
ner Vielzahl von Notaktionen für die Rettung akut
gefährdeter Häftlinge ein. Misshandlung und Folter
in türkischen Untersuchungsgefängnissen sei nach
wie vor „weit verbreitet“, Ankara tue nichts, um
Folterer dingfest zu machen. Stattdessen nehme der
Druck auf Menschenrechtler zu. 
Regierungschef Buzek 
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der rechtspopulistischen Däni-
schen Volkspartei, der möglicher-
weise zur Bildung einer neuen
Regierung mit Bürgerlichen und
Konservativen führen könnte,
versuchen viele Politiker, mit
Ressentiments gegen Einwande-
rer und Flüchtlinge Stimmung 
zu machen – auch im Regierungs-
lager der Sozialdemokraten. 
P O L E N  

Konservative auf 
Kamikaze-Kurs

Jerzy Buzeks rechte polnische Minder-
heitsregierung, der nach allen Umfragen

bei der Parlamentswahl am 23. September 
ein Desaster droht, plant zum Ende ihrer
Amtszeit einen absurden Akt: Eine Woche
nach der Wahl will sie mit dem alten Par-
lament den Haushalt für das nächste Jahr
beschließen – freilich ohne ihn vor der Wahl
der Öffentlichkeit vorzustellen. Der Vor-
gang ist juristisch unanfechtbar, politisch
jedoch ohne Legitimation, kritisiert die linke
Opposition. Eine solche Parlamentsabstim-
mung, der jegliches inhaltliche Mandat feh-
len würde, ist sogar im für politische Über-
raschungen berüchtigten Italien noch nicht
vorgekommen. 
„Wir fordern seit Wochen, dass die Regierung
endlich die Karten auf den Tisch legt“, sagt
Michal Tober, Sprecher der sozialdemokra-
tischen SLD. Doch selbst ein Vermittlungs-
versuch von Präsident Kwa£niewski, der in
der vergangenen Woche den nur in Krisen-
situationen zusammentretenden Kabinettsrat
1

einberief, blieb ohne Ergebnis. Sollten die
Konservativen von ihrem Plan nicht ab-
rücken, führe das nach Ansicht von Tober
aber zu keiner langfristigen Krise. „Wir
haben nach den Wahlen noch viel Zeit, 
den Haushaltsentwurf wieder zu ändern“,
erklärt der SLD-Mann. 
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